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Jugend und Politik 

1. Die Auswirkungen des Wandels in 
der Sozialstruktur fortgeschritte-
ner Industriegesellschaften auf die 
politischen Orientierungen 
Jugendlicher 

In der Zeit seit dem Zweiten Weltkrieg 
vollzog sich in allen hochindustrialisierten 
Demokratien ein fundamentaler sozialer 
Wandel, dessen Hauptmerkmale eine hi-
storisch beispiellose Zunahme des Wohl-
standes breiter Bevölkerungskreise sowie 
eine Individualisierung der Lebensbedin-
gungen sind. Die dadurch bedingte Auflö
sung traditioneller soziopolitischer Milieus 
hat dazu beigetragen, daß die Jugendlieben 
heute weit weniger als früher in sozialstruk-
turell vorgegebene politische Loyalitäten 
hineinwachsen. 

In der Jugendsoziologie besteht ferner 
Einigkeit darüber, daß daneben auch die 
Verlängerung der Bildungswege Auswir-
kungen auf den Erwerb sozialer und politi-
scher Orientierungen in der Jugendphase 
hatte. Zinnecker (1991) spricht vom ,,Bil-
dungsmoratorium", das durch die zeitliche 
Ausdehnung der Ausbildungsphase und 
das Hinausschieben des Übergangs in den 
Beruf eine sehr viel längere Freisetzung 

junger Menschen von sozialen Zwängen 
mit sich bringt. Eckert (1990) wiederum 
hat darauf hingewiesen, daß die längere 
Beschäftigung mit ideellen Bildungsinhal-
ten zu einer vermehrten Infragestellung der 
vorgefundenen sozialen und politischen 
Strukturen führt. 

All diese Entwicklungen trugen zur Her-
ausbildung eigenständiger Jugendkulturen, 
zu einer stärkeren Betonung von Selbst-
verwirklichungs- im Verhältnis zu Pflicht-
und Akzeptanzwerten (H. Klages) sowie 
zu einer im Vergleich zu früher kritische-
ren Haltung der Bürger gegenüber Staat 
und Gesellschaft bei. Da die politischen 
Orientierungen eines Menschen nach dem 
Eintritt in das Erwachsenenleben relativ 
stabil bleiben, vollzieht sich dieser Wandel 
jedoch graduell und wird primär von den 
jüngeren Kohorten getragen. 

Untersuchungen in den osteuropäi-
schen Gesellschaften belegen, daß sich auch 
dort entsprechende Modernisierungspro-
zesse vollzogen haben, auch wenn diese 
gegenüber dem Westen weniger ausgeprägt 
sind (vgl. Behnken u.a. 1991: 24). Zudem 
bemühte sich die SED-Führung in der 
DDR von Anfang an, die traditionellen so-
ziopolitischen Milieus systematisch aufzu-
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brechen, da diese der Durchsetzung ihres 
Machtanspruchs im Wege standen. Schließ-
lich führte dann der Zusammenbruch der 
DDR vollends zu einem politischen Vaku-
um, so daß die Herausbildung politischer Ori-
entierungen in den neuen Bundesländern 
heute ähnlich wie im Westen vornehmlich 
von den individuellen Erfahrungen Jugend-
licher abhängt. 

2. Politisches Interesse 

Generell ist Politik ein für die Bürger peri-
pherer Lebensbereich. Dies gilt für junge 
Menschen in besonderem Maße. Alle ver-
fügbaren Informationen über das politische 
Interesse und die politische Beteiligung be-
stätigen eine wesentlich geringere Einbin-
dung jüngerer Menschen in das politische 
System. Das Ausmaß des politischen Inter-
esses hängt neben dem Lebensalter jedoch 
auch noch von zwei weiteren Faktoren ab, 
nämlich vom Bildungsniveau und von der 
Geschlechtszugehörigkeit. Angesichts der 
Bildungsexpansion und der Abschleifung 
der traditionellen Geschlechtsrollen sollte 
man von daher einen kräftigen Anstieg des 
politischen Interesses in der jüngeren Ge-
neration erwarten. Dies ist auch tatsächlich 
der Fall, allerdings nicht im erwarteten 
Ausmaß. Denn erstens blieb der Anstieg 
des politischen Interesses der jüngeren Ko-
horten hinter dem Anstieg in der Gesamt-
bevölkerung zurück, v .a. wenn man ihr hö
heres Bildungsniveau berücksichtigt (Kaase 
1989). Und zweitens hat sich die Differenz 
zwischen den Geschlechtern im Verlauf der 
letzten dreißig Jahre zwar eingeebnet, ver-
harrtjedoch auf einem relativ hohen Niveau. 

Die ersten Vergleichsuntersuchungen 
zwischen west- und ostdeutschen Jugendli-
chen zeigten zunächst ein höheres politi-
sches Interesse der jungen Menschen in der 
(ehemaligen) DDR. In der 1991 durchge-
führten Shell-Jugendstudie gaben 56% der 
jungen Menschen im Westen, aber 62% im 
Osten an, sich für Politik zu interessieren 

(Zinnecker/Fischer 1992: 221). Demgegen-
über ergaben die etwas später durchge-
führten Jugendumfragen der Konrad-Ade-
nauer-Stiftung (Veen u.a. 1994) und des 
Deutschen Jugendinstituts (On) nur mini-
male Ost-West-Unterschiede. Im Dil-Ju-
gendsurvey, einer im Herbst 1992 durchge-
führten Repräsentativumfrage unter 16- bis 
29jährigen (West: n=4526; Ost: n=2564), 
bekundeten 21 % der Befragten im Westen 
und 22% im Osten großes politisches In-
teresse. 

Diese Ergebnisse dürften einen realen 
Trend der Abnahme des politischen Inter-
esses bei den ostdeutschen Jugendlieben 
widerspiegeln, wie er bereits für 1989/90 
von Friedrich/Förster konstatiert wurde. 
Friedrich/Förster führten dies auf die Ent-
täuschung der ostdeutschen Jugendlichen 
zurück, die sich ihres Erachtens in einem 
politischen Vertrauensentzug niederschlug 
(1991: 702). Diese Interpretation wird von 
ihnen allerdings nicht mit Daten belegt und 
widerspricht auch den Ergebnissen des 
DJI-Jugendsurveys, die keine statistischen 
Zusammenhänge zwischen dem politischen 
Interesse einerseits und politischem Ver-
trauen sowie der Demokratiezufriedenheit 
andererseits erkennen lassen. 

Tabelle 1: Politisches Interesse 
Jugendlicher 
(in % der jeweiligen Gruppe) 
alte Bundesländer neue Bundesländer 

nied- mittel hoch nied- mittel hoch 
rig rig 

insgesamt 38.6 40.8 20.6 35.3 42.4 22.3 
nach Geschlecht: 
männlich 29.2 42.8 28.0 29.3 42.3 28.4 
weiblich 48.4 38.8 12.8 41.6 42.4 16.0 
nach Bildungsniveau: 
Haupt- 54.4 32.6 13.0 53.0 35.l 11.9 
schule 
Mittlere 41.7 43.8 14.5 38.1 44.3 17.6 
Reife 
(Fach)- 24.8 44.1 31.2 24.8 40.2 35.0 
abitur 
Quelle: DJI-Jugendsurvey 1992 



242 

Wesentlich plausibler ist die Interpreta-
tion, daß das größere politische Interesse 
der ostdeutschen Jugendlichen während 
der Zeit des Umbruchs in der DDR darauf 
zurückzuführen war, daß die politischen 
Ereignisse zu einer politischen Mobilisie-
rung der Jugendlichen beitrugen, die dann 
mit zunehmender Normalisierung der Si-
tuation wieder abklang. 

3. Wertewandel und die Legitimität 
des politischen Systems 

Mit der Studentenbewegung der 60er Jahre 
nahm die politische Aktivität der Bürger in 
allen westlichen Demokratien sprunghaft 
zu. Dies äußerte sich vor allem in einer er-
höhten Bereitschaft junger Menschen zur 
Beteiligung an direkten politischen Aktio-
nen (Demonstrationen, Hausbesetzungen 
u.ä.) sowie in der Entstehung zahlreicher 
neuer Gruppen, die zum Umfeld der 
Neuen Sozialen Bewegungen zählen (u.a. 

Bürgerinitiativen, Umwelt-, Friedens-
und Frauengruppen). Diese politische Mo-
bilisierung galt vielen Beobachtern als An-
zeichen für eine „partizipatorische Revo-
lution" (M. Kaase), die den demokrati-
schen politischen Prozeß in den westlichen 
Demokratien mittelfristig grundlegend ver-
ändern würde. 

Als Ursachen für diesen Prozeß wurden 
einmal die durch ein zunehmend höheres 
Bildungsniveau bedingte ,,kognitive Mobi-
lisierung" der Bevölkerung, zum anderen 
der Wertewandel betrachtet, der zu ei-
ner stärkeren Betonung „postmaterieller" 
Werte der Selbstverwirklichung und des 
Wunsches nach mehr politischen Teilnah-
mechancen führte. Beides führte zu einem 
Rückgang in der Unterstützung der eta-
blierten politischen Parteien und zu ei-
ner Zunahme alternativer politischer Arti-
kulationsformen und -gruppen. 

Inzwischen gibt es vielerlei Anzeichen 
für einen Rückgang in der Bindekraft der 
etablierten politischen Kräfte. So ist das 

Vertrauen in verschiedene politisch-gesell-
schaftliche Institutionen - und insbesonde-
re in die politischen Parteien - vor allem 
bei den Angehörigen der jüngeren Alters-
gruppen deutlich zurückgegangen. Je nach 
Standpunkt des Beobachters wird dies als 
Parteien- bzw. Politikverdrossenheit, als 
realistischere Sicht der politischen Realität 
oder als „Erosion des institutionellen Be-
wußtseins" (Veen 1986) interpretiert. 

Gleichzeitig wird die Demokratie als Re-
gierungsform jedoch von fast allen Jugendli-
chen bejaht. Die zunehmende Skepsis gegen-
über Politikern und Parteien, die in der Grup-
pe der Jüngeren und Hochgebildeten am 
ausgeprägtesten ist, kann also keinesfalls mit 
einer demokratiefeindlichen Haltung gleich-
gesetzt werden (vgl. Schmidtchen 1983). 

Für die DDR ergaben die Umfragen 
des Zentralinstituts für Jugendforschung, 
Leipzig, bis in die 80er Jahre relativ hohe 
Werte der Identifikation mit der DDR und 
dem Sozialismus. Um die 90% der Be-
fragten gaben regelmäßig an, sich mit der 
DDR verbunden zu fühlen, 40% bis 50% 
bekundeten sogar eine starke Verbunden-
heit. Der rapide Verfall dieser Werte ab 
Mitte der 80er Jahre auf zuletzt nur noch 
knapp ein Fünftel mit starker Verbunden-
heit und fast 30%, die sich kaum oder 
überhaupt nicht mit der DDR verbunden 
fühlten (Förster 1991: 139), ist jedoch 
vermutlich nicht nur auf eine Zunahme der 
politischen Unzufriedenheit zurückzufüh
ren, sondern auch darauf, daß Kritik an den 
politischen Verhältnissen zunehmend tole-
riert wurde und daher ohne Angst vor ne-
gativen Konsequenzen geäußert werden 
konnte. 

Die neueren Jugendstudien zeigen eine 
im Vergleich zur alten BRD durchweg grö
ßere politische Unzufriedenheit der jungen 
Menschen in den neuen Bundesländern. 
Diese bezieht sich sowohl auf die wirt-
schaftliche Lage und die politischen Insti-
tutionen, als auch auf die Demokratie ins-
gesamt. Im Dil-Jugendsurvey äußerten 76% 
der Befragten in den alten, aber nur 62% in 
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den  Bundesländern Zufriedenheit 
mit der Demokratie in D. Beim Anteil der 
sehr Zufriedenen war die Ost-West-Diffe-
renz noch ausgeprägter, mit 31 % im Ver-
gleich zu 50%. Inwieweit sich hieraus ein 
dauerhaftes Legitimationsdefizit entwickeln 
wird, hängt sicher auch von der ökonomi
schen Entwicklung in Ostdeutschland ab. 
Denn gerade im ökonomischen Bereich 
nimmt ein sehr hoher Anteil der jungen 
Menschen im Osten Verschlechterungen 
gegenüber der Zeit vor der Wende wahr. 
Fast 60% empfinden eine Verschlechterung 
im Hinblick auf die soziale Sicherheit und 
fast zwei Drittel im Hinblick auf die beruf-
liche Sicherheit, was sich auch in einer im 
Vergleich zu den westdeutschen Jugendli-
chen deutlich geringeren Zufriedenheit mit 
diesen beiden Lebensbereichen nieder-
schlägt. 

4. Politische Partizipation 

Das Niveau der politischen Partizipation 
junger Menschen liegt ebenso wie ihr poli-
tisches Interesse unter dem der Erwachse-
nenbevölkerung. Dies zeigen bereits die 
Ergebnisse für die Wahlbeteiligung ver-
schiedener Altersgruppen. Bei der Bundes-
tagswahl 1990 betrug beispielsweise die 
Differenz zwischen den Jungwählern (21 
bis 25 Jahre) und der Gesamtwählerschaft 
ganze 14,5% (61,8% im Vergleich zu 
76,3%). Dabei lag die Wahlbeteiligung der 
Angehörigen dieser Altersgruppe in den 
neuen Bundesländern mit 54,5% noch 
deutlich unter der der Gleichaltrigen im 
Westen (63,6%). Dies mag allerdings 
durch die spezifische Situation kurz nach 
der Vereinigung Deutschlands bedingt ge-
wesen sein. Endgültige Schlüsse auf die 
zukünftig zu erwartende Wahlbeteiligung 
der Jungwähler in den neuen Bundeslän-
dern lassen sich daraus noch nicht ziehen. 

Fast durchweg wird beklagt, die Mit-
gliederzahlen Jugendlicher in politischen 
Parteien, Gewerkschaften und Jugend-

verbänden seien in jüngster Zeit drama-
tisch zurückgegangen. Diese Klagen stüt
zen sich vor allem auf drei Trends. Der er-
ste ist die bereits erwähnte Abnahme des 
Vertrauens in die etablierten politischen 
Akteure. Der zweite ist in der Tatsache zu 
suchen, daß sich seit den 70er Jahren zahl-
reiche neue Organisationen gebildet haben, 
die dem Spektrum der Neuen Sozialen Be-
wegungen zuzurechnen sind und mit den 
seit langem etablierten Organisationen um 
Mitglieder konkurrieren. Der dritte Trend 
schließlich besteht darin, daß die Zunahme 
der Bereitschaft zu punktuellen politischen 
Aktivitäten nicht von einer entsprechenden 
Zunahme der Bereitschaft zur kontinuierli-
chen Mitarbeit in (politischen) Organisa-
tionen begleitet war. Dies stellt sowohl eta-
blierte als auch neue Organisationen vor 
neuartige Organisationsprobleme. Wäh-
rend die kontinuierliche Organisationsar-
beit wie früher von einem kleinen Stamm 
von Personen bewältigt werden muß, sind 
die Teilnehmerzahlen bei Einzelaktionen 
oftmals sehr hoch. 

Der DJI-Jugendsurvey ergab für 1992 
einen Anteil von 2% Parteimitgliedern in 
den neuen und 3% in den alten Bundeslän-
dern. Die Mitgliedschaftsquote in Jugend-
und Studentenverbänden lag nur unwe-
sentlich darüber, mit 5% im Westen und 
3% im Osten. Deutlich höhere Mitglieder-
zahlen fanden sich demgegenüber für die 
Gewerkschaften (West: 15%; Ost: 22%). 
Diese deuten darauf hin, daß es den Ge-
werkschaften in den neuen Bundesländern 
offensichtlich gelungen ist, als Interessen-
vertretung der Arbeitnehmer Glaubwürdig
keit zu gewinnen. Demgegenüber zeigt der 
niedrige Organisationsgrad in Jugendver-
bänden die rapide Angleichung der Ost-
Jugend an das in westlichen Gesellschaften 
übliche Muster. Als die Mitgliedschaft in 
der FDJ ihre Bedeutung für das individuel-
le Fortkommen verlor, setzte eine massen-
hafte Absetzung aus diesem Jugendver-
band ein, dem noch 1989 drei Viertel aller 
Jugendlichen angehört hatten. 
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Ein nicht unbeträchtlicher Anteil der 
Jugendlichen ist in den Neuen Sozialen 
Bewegungen aktiv. Jeweils über ein Fünf
tel der Befragten des DJI-Jugendsurveys 
gab an, wenigstens gelegentlich an Veran-
staltungen solcher Gruppen teilzunehmen. 
Von daher stützen die empirischen Ergeb-
nisse also keineswegs die These von einer 
generellen Organisationsmüdigkeit der heu-
tigen Jugend. 

Nochmals erheblich höher ist die Be-
reitschaft zur Teilnahme an direkten politi-
schen Aktionen wie Unterschriftensamm-
lungen oder genehmigten Demonstratio-
nen. Solche Aktionsformen werden von 
den jungen Menschen heute als Teil ihres 
normalen politischen Verhaltensrepertoires 
betrachtet. Dies gilt allerdings nur für lega-
le Aktionsformen, während Aktionsformen 
des zivilen Ungehorsams von der Mehrheit 
der Befragten abgelehnt werden. Zudem 
nimmt die Zustimmung zu Aktionen zivi-
len Ungehorsams mit zunehmender Gewal-
taffinität solcher Aktionen ab. Politische 
Gewalt wird von der großen Mehrheit der 
Befragten abgelehnt (Hoffmann-Lange u.a. 
1993). 

In den neuen Bundesländern erfreuen 
sich die direkten politischen Aktionsfor-
men noch größerer Popularität als in den 
alten. Fast vier Fünftel der Befragten zie-
hen hier die Teilnahme an einer genehmig-
ten Demonstration als ein Mittel politischer 
Partizipation in Betracht, und über die 
Hälfte hat bereits an einer Demonstration 
teilgenommen. 
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